
Die von der Regierungskoali-
tion verordnete Nullrunde
für Krankenhäuser wird

nach Berechnungen der Kranken-
hausgesellschaft Nordrhein-Westfa-
len (KGNW) bis zu 10.000 Arbeits-
plätze in den Kliniken des Landes
kosten und einige Häuser in den
Ruin treiben. „Es geht im nächsten
Jahr um das Überleben der Kran-
kenhäuser“, sagte KGNW-Präsi-
dent Dr. Rudolf Kösters beim
KGNW-Forum 2002 Ende Novem-
ber in Bielefeld. Eine qualitäts-
orientierte bürgernahe Versorgung
sieht die Krankenhausgesellschaft
gefährdet.

Regierung konterkariert 
die eigenen Reformen 

Kösters bezeichnete es als fatal,
dass die Nullrunde vor allem die leis-
tungsfähigen Kliniken, die in den 
zurückliegenden Jahren viele zu-
sätzliche Patienten behandelt „und 
ihre Prozesse enorm verbessert“ ha-
ben, vor kaum lösbare Probleme
stellt. Gerade solche Häuser würden
im elften Jahr der „platten Decke-
lung“, die mit der Nullrunde 2003
noch verschärft wird,„unter die Was-
serlinie gedrückt“, sagte Kösters.

Auch konterkariere die Bundes-
regierung ihre eigenen Reformbe-
mühungen. Die Krankenhäuser
könnten sich um die neue pauscha-

lierte Krankenhausfinanzierung
und um Disease-Management-Pro-
gramme kaum mehr kümmern.
„Das Gesetz erschwert die Anpas-
sung an neue Systeme. Das ist neben
dem Finanziellen das eigentliche
Desaster“, sagte der KGNW-Präsi-
dent. Die Krankenhäuser seien ge-
zwungen, ihre Kraft auf den Überle-
benskampf zu konzentrieren.

Die KGNW ist sich dennoch si-
cher, dass nicht alle Häuser überle-
ben werden. „Im nächsten Jahr ist
eine Reihe von Krankenhäusern am
Ende“, glaubt der Vizepräsident der
KGNW, Dr. Johannes Kramer.
Nach seinen Worten sind in NRW
viele Kliniken in einer ähnlichen Si-
tuation wie die Universitätsklinik
Greifswald. Diese hat angekündigt,
ab Mitte Dezember bis zum Jahres-
ende die reguläre Patientenversor-
gung aus Geldmangel einzustellen.
Solche Konsequenzen sind laut
KGNW auch in NRW denkbar.

Die Nullrunde bedeutet für die
Krankenhäuser laut KGNW in
Wirklichkeit eine drastische Bud-
getkürzung, weil jährlich Personal-
kostensteigerungen von bis zu fünf
Prozent finanziert werden müssen.
Die Tarifsteigerungen werden be-
reits seit Jahren nur zum Teil refi-
nanziert. Diese „Personalkosten-
Schere“ wird sich im Jahr 2003 wei-
ter öffnen. Zum Ausgleich der
Unterfinanzierung mussten die Kli-

niken – bei einem Personalkosten-
anteil von rund 70 Prozent – bereits
seit Jahren Personal reduzieren. Die
Krankenhäuser in NRW haben von
1995 bis 2000 im Jahresdurchschnitt
rund 3.000 Arbeitsplätze abgebaut –
vor allem im Wirtschaftsdienst ein-
schließlich des klinischen Hausper-
sonals und im technischen Dienst,
im Verwaltungsdienst und bei den
Pflegekräften.

Dagegen ist die Zahl der Ärztin-
nen und Ärzte angestiegen. Der
„Trend zum Outsourcing patienten-
ferner Bereiche“ bereite im Hin-
blick auf die Patientenversorgung
keine Probleme, sagte KGNW-Vize-
präsident Kramer. Allerdings sei die
„Ausdünnung des Pflegebereichs“
höchst problematisch. „Wahrschein-
lich gibt es kein einziges Kranken-
haus in NRW mehr, das die Pflege-
personalregelung noch einhält“, sag-
te Kramer.

Dennoch rief NRW-Gesund-
heitsministerin Birgit Fischer, die
beim KGNW-Forum zu Gast war,
die Kliniken zur verstärkten Kosten-
senkung auf: „Statt mit Kündigun-
gen zu drohen oder das Gespenst ei-
ner schlechteren ärztlichen Versor-
gung an die Wand zu malen, sollte in
den Krankenhäusern endlich daran
gegangen werden, Sparpotenziale
und Synergieeffekte zu nutzen und
das eingesparte Geld für eine besse-
re Versorgung der Patientinnen und
Patienten zu einzusetzen.“
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KGNW sieht 10.000 Stellen 
im Krankenhaus gefährdet
Forum der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen in Bielefeld beschäftigte sich mit
den Folgen des Vorschaltgesetzes – Gesundheitsministerin Fischer fordert Klinikbetreiber
zur Kostensenkung auf

Die Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V.
(KGNW) 
ist der Zusammenschluss der Krankenhausträger und ihrer Spitzenverbände in Nordrhein-
Westfalen. Die KGNW vertritt die rund 470 nordrhein-westfälischen Krankenhäuser, in de-
nen jährlich mehr als 3,7 Millionen Patienten behandelt werden. Mit rund 250.000 Be-
schäftigten sind die Krankenhäuser einer der bedeutendsten Arbeitgeber im bevölkerungs-
reichsten Bundesland. Zusammen mit den 15 anderen Landeskrankenhausgesellschaften
und den kommunalen Spitzenverbänden, den Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspfle-
ge und der Privatkrankenanstalten bildet die KGNW die Deutsche Krankenhausgesellschaft
(DKG), den Bundesverband der Krankenhausträger. Sitz der KGNW ist Düsseldorf. KGNW

Dr. Rudolf Kösters,
Präsident der Kran-
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Nordrhein-Westfa-
len: Kliniken wer-
den unter die Was-
serlinie gedrückt.
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